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Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung der  
Verfassung des Saarlandes (Drucksache 17/1739)  

 
I. Zusammenfassung  

Zentrale Rolle des Verfassungsgerichtshofs: Art. 96 und 97 LV SL bilden die rechtliche Grund-
lage des Verfassungsgerichtshofs des Saarlandes, dessen normative Bedeutung für die verfas-
sungsmäßige Ordnung des Landes nicht unterschätzt werden sollte.  

Resilienz gegen autoritär-populistische Kräfte: Vor dem Hintergrund des Erstarkens autoritär-
populistischer Kräfte ist es zu begrüßen, dass der vorliegende Gesetzentwurf darauf abzielt, insti-
tutionelle Schwachstellen des Gerichtshofs zu beheben und dessen Funktionsfähigkeit auch für 
die Zukunft sicherzustellen. 

Blockade der Richter*innenwahl: Die vorgesehenen Regelungen zu Stellvertreter*innen und 
dem geschäftsführenden Verbleib im Amt können die Handlungsfähigkeit des Gerichts bei strate-
gischen Blockaden der Richter*innenwahl zumindest kurzfristig sichern. Langfristige strategische 
Blockaden bleiben jedoch weiterhin möglich. Daran ändert auch die grundsätzlich positiv zu be-
wertende neue Regelung des Art. 96 Abs. 3 S.3 LV SL n.F. nichts, nach der der Gerichtshof in einem 
solchen Fall künftig selbst Wahlvorschläge unterbreiten kann. 

Absicherung wesentlicher Strukturfragen: Die künftig noch detailliertere verfassungsrechtli-
che Kodifikation zentraler Strukturfragen des Verfassungsgerichtshofes in Art. 96 und 
97 LV SL n.F. sichert dessen Funktionsfähigkeit ab. 

Amtsenthebungsverfahren im Falle interner Obstruktion: Die Konstitutionalisierung des 
Amtsenthebungsverfahrens in Art. 96 Abs. 2 LV SL n.F. schützt den Gerichtshof vor interner Ob-
struktion. Die ausschließliche Antragsberechtigung der Landesregierung bleibt aus Resilienz-  
perspektive jedoch lückenhaft. 

Bindungswirkung und Vollstreckung von Urteilen: Die verfassungsrechtliche Absicherung der 
Bindungswirkung der Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes stärkt dessen Autorität. Dar-
über hinaus wäre aber auch eine verfassungsrechtliche Verankerung (oder jedenfalls einfachge-
setzliche Novellierung) der Vollstreckungsmöglichkeiten von landesverfassungsgerichtlichen Ent-
scheidungen wünschenswert, um exekutivem Ungehorsam zu begegnen. 
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II. Kontext 

Art. 96 und Art. 97 der Verfassung des Saarlandes beinhalten die normativen Grundlagen des 
Verfassungsgerichtshofes des Saarlandes. Der Verfassungsgerichtshof ist Teil eines 
vielschichtigen Systems verfassungsgerichtlicher Kontrolle in Deutschland und Ausdruck der 
Verfassungsautonomie des Landes.1  Seine normative Bedeutung sollte nicht unterschätzt werden: 
Der Verfassungsgerichtshof trägt die Letztentscheidungsgewalt für alle 
staatsorganisationsrechtlichen Fragen im Land, etwa bei der Klärung grundlegender 
Kompetenzkonflikte zwischen den Verfassungsorganen des Landes 2  oder auch dem höchst 
relevanten Bereich der Wahlprüfungen3. Aufgrund dieser besonderen Bedeutung des Gerichtshofs 
für die verfassungsmäßige Ordnung des Saarlandes, ist es ausdrücklich zu begrüßen, dass der 
vorliegende Gesetzesentwurf sich um die „Absicherung“ 4  und „Zukunftstauglichkeit“ 5  dessen 
bemüht. Dies gilt umso mehr, da Verfassungsgerichte weltweit 6 , aber auch in Deutschland 7 , 
zunehmend ins Visier autoritärer Populisten geraten. Solange Verfassungsgerichte unabhängig 
agieren, können sie den autoritär-populistischen Anspruch durchkreuzen, die eigene Politik als 
ungebrochene Verkörperung des angeblichen Volkswillens darzustellen. Sobald sie allerdings 
unterworfen sind, kehrt sich die Logik um: Die Macht der Gerichte, Inhalt und Grenzen des 
verfassungsrechtlich Zulässigen zu bestimmen, wird zu einem strategischen Instrument autoritär-
populistischer Machterhaltung. 

Vor dem Hintergrund weltweiter Angriffe autoritärer Populisten auf die unabhängige Justiz, 
insbesondere auf die Verfassungsgerichtsbarkeit, hat das Justiz-Projekt des Verfassungsblogs im 
Jahr 2025 eine Analyse zur Resilienz und Verwundbarkeit der deutschen Justiz durchgeführt.8 Ein 
besonderer Schwerpunkt lag dabei auf der Landesverfassungsgerichtsbarkeit.9 Durch Gespräche 
mit Expert*innen wurden Verwundbarkeiten der Landesverfassungsgerichte analysiert und – 
sofern möglich und sinnvoll — resilienzsteigernde Reformvorschläge diskutiert. Resilienz wird 
dabei als die Fähigkeit verstanden, die verfassungsrechtlich obligatorische Funktionsfähigkeit der 
Gerichte trotz destruktiver politischer Einflüsse zu bewahren. 
 

 
1 BVerfGE 90, 60 (137); Dreier, in: Grundgesetz Kommentar, 3. Aufl. 2015, Art. 28 GG, Rn. 42. 
2 Art. 97 Nr. 1 LV SL; vgl. auch Starck, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 3. Aufl. 2008, 

§ 130 Verfassungsgerichtsbarkeit der Länder, Rn.  48 f. 
3 Art. 97 Nr. 4 LV SL i.V.m. § 9 Nr. 4 SL VerfGHG; vgl. auch BVerfGE 103, 111; Starck, in: Isensee/Kirchhof 

(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 3. Aufl. 2008, § 130 Verfassungsgerichtsbarkeit der Länder, Rn. 54 
ff. 

4 Landtag des Saarlandes (17. Wahlperiode), Begründung des Gesetzesentwurfs, Drucksache 17/1739 
(11.09.2025), S. 3. 

5 Landtag des Saarlandes (17. Wahlperiode), Begründung des Gesetzesentwurfs, Drucksache 17/1739 
(11.09.2025), S. 3. 

6 Brandau/Bruhn, in: Zillessen/Brandau/Laude (Hrsg.), Das Justiz-Projekt: Verwundbarkeit und Resilienz der 
dritten Gewalt, 2025, 65 (77). 

7 Siehe etwa Laude/ Richter/Talg, Report Recht gegen rechts: Wie die AfD die Justiz angreift, abrufbar unter: 
https://www.fr.de/politik/am-beispiel-thueringen-beschreiben-lennart-laude-janos-richter-und-juli-
ana-talg-die-strategie-der-partei-den-verfassungsgerichtshof-in-ihrem-sinn-93635625.html. 

8 Das Justiz-Projekt, abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/justiz-projekt/. 
9 Brandau/Bruhn, in: Zillessen/Brandau/Laude (Hrsg.), Das Justiz-Projekt: Verwundbarkeit und Resilienz der 

dritten Gewalt, 2025, 65 (65 ff.). 
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Es ist ausdrücklich positiv hervorzuheben, dass der Gesetzentwurf die Mehrheit der von uns 
analysierten Verwundbarkeiten adressiert und konkrete, resilienzsteigernde Änderungen vorsieht. 
Im Folgenden werden diese systematisch entlang der identifizierten Verwundbarkeiten diskutiert. 
 

III. Blockade der Richter*innenwahl (Art. 96 Abs. 1 und 3 LV SL n.F.) 
 
Die strategische Blockade von Verfassungsrichter*innenwahlen ließ sich in den letzten Jahren 
international immer wieder beobachten10 und stellt wohl auch in Deutschland im Angesicht des 
Erstarkens autoritär-populistischer Fraktionen in den Parlamenten ein plausibles 
Gefährdungsszenario dar. Dies gilt insbesondere für die Rechtsordnungen, die für die Wahl der 
Verfassungsrichter*innen eine Zweidrittelmehrheit vorsehen, wie dies gem. 
Art. 96 Abs. 1 S. 2 LV SL auch im Saarland der Fall ist. Trotz der miteinhergehenden Gefahr der 
Blockade durch eine sog. Sperrminorität, ist das Erfordernis einer Zweitdrittelmehrheit zur Wahl 
und der damit einhergehende „Zwang zum Kompromiss“ aus Resilienzperspektive zu begrüßen: 
Das hohe Quorum wirkt einer Politisierung des Gerichts entgegen und macht zugleich eine 
pluralistische Besetzung dessen wahrscheinlicher. In den von uns geführten Gesprächen mit 
Expert*innen wurde betont, dass gerade die Pluralität der Zusammensetzung sich als zentral für 
die Autorität eines Gerichts erweist. Zudem entfaltet die Zweidrittelmehrheit eine symbolische 
und psychologische Wirkung: Die Richterinnen und Richter erscheinen weniger regierungsnah, 
was das Vertrauen in ihre Unabhängigkeit stärkt. 11  Es ist demnach zu befürworten, dass das 
Zweidrittelmehrheitserfordernis in der Saarländischen Verfassung verankert ist.  
 
1. Stellvertreter*innen (Art. 96 Abs. 1 S. 1 LV SL n.F.) und das geschäftsführende Verbleiben 
im Amt (Art. 96 Abs. 3 S. 1 LV SL n.F.) 
 
Gleichwohl sollte dem Gefährdungsszenario einer strategischen Blockade der Wahl durch eine 
(autoritär-populistische) Sperrminorität normativ Rechnung getragen werden. Es ist notwendig, 
die Gerichte auch im Falle einer länger anhaltenden Blockade funktionsfähig zu halten. In der von 
uns durchgeführten Studie zeigte sich, dass bereits durch eine klare Regelung zum 
geschäftsführenden Verbleib im Amt sowie durch Stellvertreterregelungen viel gewonnen ist.12 Es 
ist deshalb sehr zu begrüßen, dass der nun zur Diskussion stehende Reformvorschlag des 
Art. 96 LV SL nicht nur weiter an der Regelung für Stellvertreter*innen festhält 
(Art. 96 Abs. 1 S.1 LV SL n.F.), sondern im neuen Absatz 3 auch das geschäftsführende Verbleiben 
im Amt bis zur Wahl und Ernennung eines Nachfolgers bzw. einer Nachfolgerin 
verfassungsrechtlich abgesichert wird.  
 
Gleichzeitig wird durch den neuen Abs. 3 S. 1 auch eine saarländische Besonderheit auf 
Verfassungsebene gehoben, namentlich die bisher in § 2 Abs. 6 SL VerfGHG vorgesehen Regelung, 
die das geschäftsführende Verbleiben im Amt auf sechs Monate begrenzt. Diese Regelung geht auf 
die spezifisch saarländische Historie einer „Blockade der Gleichgültigkeit“ zurück, in der es den 
politischen Akteuren am Kompromisswillen zur Einigung über die Richter*innenwahl fehlte, ohne 

 
10 Brandau/Bruhn, in: Zillessen/Brandau/Laude (Hrsg.), Das Justiz-Projekt: Verwundbarkeit und Resilienz der 

dritten Gewalt, 2025, 65 (91). 
11 Ebd., 92. 
12 Ebd., 94. 
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dass sie mit der Blockade strategisch autoritär-populistische Zwecke verfolgten.13 Die Regelung 
dürfte darauf angelegt sein, den „Zwang zum Kompromiss“ zu erhöhen – was im Falle einer 
„Blockade der Gleichgültigkeit“ grundsätzlich plausibel erscheint. Bei einer gezielten 
strategischen Blockade durch eine autoritär-populistische Fraktion erscheint hingegen 
zweifelhaft, ob dieser Mechanismus in gleicher Weise trägt. Es ist demnach folgerichtig, dass diese 
Regelung auch im nun vorgesehenen neuen Art. 96 Abs. 3 S. 1 LV SL n.F. nicht isoliert steht, 
sondern nur dann zur Anwendung kommt, wenn durch die Beendigung der Amtsfortführung die 
Zahl der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes im Sinne des [Art. 96] Absatzes 1 Satz 1 nicht 
unterschritten wird. 
 
2. Vorschlagsrecht des Verfassungsgerichtshofs (Art. 96 Abs. 3 S. 3 LV SL n.F.) 
 
Die Stellvertreter*innenregelungen bzw. das geschäftsführende Verbleiben im Amt ermöglichen 
kurzfristig, die Funktionsfähigkeit des Gerichts auch bei einer strategischen Blockade 
aufrechtzuerhalten. Sie stellen jedoch keine dauerhafte Lösung des Problems dar. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in zwei Entscheidungen – eine davon ausdrücklich mit Blick auf den 
Verfassungsgerichtshof des Saarlandes – klargestellt, dass Landesverfassungsrichter*innen nach 
Ablauf ihrer Amtszeit nicht auf unbestimmte Zeit weiterhin an Entscheidungen mitwirken dürfen, 
da dies gegen das Verfassungsprinzip des gesetzlichen Richters (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) 
verstößt. 14  Die zeitnahe Wahl und Ernennung einer Nachfolger*in ist daher aus 
verfassungsrechtlichen Gründen geboten. Institutionelle Lösungen, die sich diesem Ziel 
verschreiben, sollten den Zweck der Zweidrittelmehrheit aufgreifen: einerseits die pluralistische 
Besetzung des Gerichts, andererseits die demokratische Legitimation der Wahl sicherzustellen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist ausdrücklich zu begrüßen, dass der Gesetzentwurf in 
Art. 96 Abs. 3 S. 3 LV SL n.F. vorsieht, den Verfassungsgerichtshof nach Ablauf von sechs Monaten 
ohne erfolgte Wahl und Ernennung einer Nachfolger*in zur Unterbreitung von Wahlvorschlägen 
zu ermächtigen. Über diese Vorschläge muss der Landtag dann innerhalb einer angemessenen Frist 
Beschluss fassen. Dieses Verfahren zielt zutreffend darauf ab, den Auswahlprozess zu 
entpolitisieren und die Gewinnung fachlich geeigneter Kandidat*innen zu erleichtern. Gleichwohl 
stellt es keinen vollständigen Mechanismus zur Auflösung strategischer Blockaden dar: Das 
Erfordernis der Zweidrittelmehrheit besteht auch bei der Wahl einer vom Gericht vorgeschlagenen 
Kandidat*in fort. Die Möglichkeit der strategischen Blockade bleibt erhalten.15 Der vorgesehene 
Mechanismus ist demnach aus Resilienzperspektive unvollständig. 
 
Es ist zu befürworten, dass gem. Art. 96 Abs. 3 S. 4 LV SL n.F. auch nach Ingangsetzen des 
Mechanismus des Abs. 3 S. 3 das Parlament jederzeit eigene Vorschläge unterbreiten und über 
diese abstimmen kann. Der Einsatz des verfassungsgerichtlichen Vorschlagsrechts sollte insofern 
nicht als Mittel verstanden werden, politische Aushandlungsprozesse zu umgehen, sondern 
vielmehr als ultima ratio zur Sicherung der Handlungsfähigkeit des Gerichts. 

 
13 Im Saarland gab es von 1986 bis 1989 eine Blockade der Neuwahl von Richtern im Parlament, die erst mit der 

Erhöhung der Anzahl der Verfassungsrichter überwunden werden konnte, vgl. Rütters, in: Reutter 
(Hrsg.), Landesverfassungsgerichte: Entwicklung – Aufbau – Funktion, 2017, 297 (305). 

14 BVerfGE 82, 286 (69); BVerfG, Beschluss vom 25.01.2023 – Az 2 BvR 2189/22, Rn. 155. 
15 Wir haben deshalb vorgeschlagen, bei der Wahl von auf diesem Wege vorgeschlagenen Kandidat*innen das 

Quorum abzusenken, siehe Brandau/Bruhn, in: Zillessen/Brandau/Laude (Hrsg.), Das Justiz-Projekt: 
Verwundbarkeit und Resilienz der dritten Gewalt, 2025, 65 (95). 
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IV. Reform / Neutralisierung (Art. 96 Abs. 1 LV SL n.F.) 
 
International gibt es zahlreiche Beispiele dafür, dass Verfassungsgerichte gezielt unter Druck 
gesetzt werden. Autoritär-populistische Kräfte stellen sie als zu elitär oder politisch einseitig dar 
und nutzen, sobald sie an die Regierung gelangen, ihre exekutiven und legislativen Befugnisse, um 
durch institutionelle Veränderungen Einfluss auf die Gerichte zu nehmen. 16  So wurde dem 
ungarischen Verfassungsgericht die materielle Prüfungskompetenz bestimmter 
Gesetzgebungsbereiche qua Verfassungsänderung pauschal entzogen. 17  In Polen wurde unter 
anderem eine Regelung erlassen, wonach das Gericht seine Verfahren ausschließlich in der 
Reihenfolge ihres Eingangs zu bearbeiten hatte. Diese Vorgabe wirkte als Steuerungsinstrument, 
welches das Gericht faktisch blockierte und die Regierung auf längere Zeit vor 
verfassungsgerichtlicher Kontrolle schützte.18 
 
Die Konstitutionalisierung grundlegender Strukturentscheidungen des Verfassungsgerichtshofes 
kann dessen Funktionsfähigkeit absichern, indem die willkürliche Änderung dieser durch einfache 
Parlamentsmehrheiten verhindert wird.19 Vor diesem Hintergrund ist es begrüßenswert, dass Art. 
96 und 97 LV SL künftig die Anzahl der Richter*innen und Stellvertreter*innen 
(Art. 96 Abs. 1 S. 1 LV SL n.F.),  deren Wahlmodalitäten (Art. 96 Abs. 1 S. 2 LV SL n.F.), ihre 
Amtsdauer (Art. 96 Abs. 1 S. 2 LV SL n.F.), sowie die Geschäftsordnungsautonomie 
(Art. 96 Abs. 4 LV SL n.F.) und Zuständigkeiten (Art. 97 LV SL n.F.) des Verfassungsgerichtshofs 
kodifizieren. Damit sind die wesentlichen Strukturfragen, die für die Funktionsfähigkeit des 
Gerichts entscheidend sind, verfassungsrechtlich abgesichert. 
 

V. Destruktive Richter*innen (Art. 96 Abs. 2 LV SL n.F.) 
 
Im Rahmen der von uns durchgeführten Analyse hat sich die systematische Obstruktion und 
Dysfunktionalisierung von Landesverfassungsgerichten durch einzelne Richter*innen als 
plausibles Gefährdungsszenario herauskristallisiert. Zwar haben die von uns geführten 
Expert*innengespräche gezeigt, dass ein einzelner destruktiver Richter*in ein Verfassungsgericht 
nicht allein funktionsunfähig machen kann; gleichwohl lässt sich durch systematische 
Obstruktion erheblicher Schaden verursachen.20 
 
Es ist deshalb aus Resilienzperspektive sinnvoll, im Falle der systematischen Obstruktion durch 
einzelne Richter*innen, die Möglichkeit eines Amtsenthebungsverfahrens vorzusehen. Bisher 
regelte dies § 4 Abs. 2 SL VerfGHG, dessen Mechanismus nun durch Art. 96 Abs. 2 LV SL n.F. 
verfassungsrechtlich verankert werden soll. Er greift dabei auf die allgemeinen 
disziplinarrechtlichen Vorschriften für Richter*innen zurück und bestimmt den 

 
16 Ebd., 83. 
17 Ungarns Parlament verabschiedet weitreichende Verfassungsänderung, abrufbar unter 

https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/156390/ungarns-parlament-verabschiedet-weit-
reichende-verfassungsaenderung/. 

18 Scheppele, Autocratic Legalism, The University of Chicago Law Review 2018, 545 (552 f.). 
19 Brandau/Bruhn, in: Zillessen/Brandau/Laude (Hrsg.), Das Justiz-Projekt: Verwundbarkeit und Resilienz der 

dritten Gewalt, 2025, 65 (110). 
20 Siehe dazu ausführlich: Brandau/Bruhn, in: Zillessen/Brandau/Laude (Hrsg.), Das Justiz-Projekt: Verwundbar-

keit und Resilienz der dritten Gewalt, 2025, 65 (99 ff.). 
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Verfassungsgerichtshof als Dienstgericht. Antragsberechtigt ist dabei ausschließlich die 
Landesregierung.  
 
Diese singuläre Antragsberechtigung erweist sich aus Resilienzperspektive jedoch als lückenhaft: 
Um sich als ultima ratio effektiv gegen systematische Obstruktion von innen heraus schützen zu 
können, wäre es zusätzlich sinnvoll, auch den Verfassungsgerichtshof selbst als antragsberechtigt 
vorzusehen. Andernfalls könnte eine autoritär-populistischen Regierungsmehrheit eine*n 
destruktive*n Richter*in wirksam vor den Konsequenzen ihres obstruktiven Verhaltens schützen. 
Eine Antragsberechtigung des jeweiligen Landesverfassungsgerichts selbst sehen beispielsweise 
die Regelungen in Berlin21, Niedersachsen22, Nordrhein-Westfalen23 und Sachsen-Anhalt24 vor.  
 

VI. Exekutiver Ungehorsam (Art. 97 S. 2 LV SL n.F.) 
 
Es kann eine besonders wirksame Taktik der autoritär-populistische Strategien sein, 
Verfassungsgerichtsurteile, die gegen die Regierung ergehen, nicht umzusetzen oder auf andere 
Weise ins Leere laufen zu lassen. Sogenannter exekutiver Ungehorsam untergräbt das 
demokratische Prinzip der Gewaltenteilung und macht die charakteristische Schwäche der 
rechtsprechenden Gewalt gegenüber der Exekutive öffentlich sichtbar. 
 
Vor diesem Hintergrund ist es begrüßenswert, dass der Gesetzentwurf die Bindungswirkung 
verfassungsgerichtlicher Entscheidungen betont, indem er diese in Art. 97 S. 2 LV SL n.F. 
verfassungsrechtlich verankert. Um die Autorität des Gerichtshofs darüber hinaus symbolisch zu 
stärken, wäre zudem eine verfassungsrechtliche Regelung oder zumindest eine einfachgesetzliche 
Novellierung der Vollstreckungsmöglichkeiten seiner Entscheidungen sinnvoll. Derzeit ist die 
Vollstreckung in § 27 SL VerfGHG geregelt: Danach obliegt sie der Landesregierung, soweit der 
Verfassungsgerichtshof in seiner Entscheidung keine andere Bestimmung trifft. Angelehnt an 
§ 35 BVerfGG wäre es naheliegend, die Zuständigkeit der Landesregierung aufzulösen. Diese 
erscheint mit Hinblick auf die gerichtliche Unabhängigkeit wenig überzeugend, setzt sie das 
Gericht doch in eine Abhängigkeit vom politischen Willen der Exekutive. Stattdessen sollte die 
Vollstreckung vollständig in den Händen des Gerichtshofs liegen, inklusive der Möglichkeit, im 
Einzelfall die Art und Weise der Vollstreckung zu bestimmen. Letztlich gilt allerdings, dass 
Autorität nicht allein aus normativer Verbindlichkeit entsteht, sondern auch aus der 
gesellschaftlichen Wahrnehmung und Akzeptanz des Gerichts. 25  Diese zu stärken, sollte Ziel 
weiterer politischer und gesellschaftlicher Bestrebungen sein. 

 
21 § 8 Abs. 2 BVerfGHG. 
22 § 6 Abs. 2 NiStGHG. 
23 § 8 Abs. 3 VerfGHG NRW. 
24 § 11 Abs. 2 LVerfGG SN. 
25 Siehe Schröder, Das Durchsetzungsverfahren des Bundesverfassungsgerichts, 2025, 44 ff. 


